
Die Erbauseinandersetzung ist nicht 
befristet. Man würde deshalb bei den 
Beteiligten wohl kaum dafür Ver­
ständnis finden, daß sie wegen des 
Ausgleichsanspruchs sich alsbald aus­
einanderzusetzen haben oder über 
den Ausgleichsanspruch, der schwer 
vom Nachlaß zu trennen ist, eine ge­
sonderte Einigung herbeiführen müs­
sen. Meist wird diese Verjährungs­
bestimmung auch unbekannt sein, 
andererseits aber für eine Erbaus­
einandersetzung nicht immer sofort 
ein Bedürfnis vorliegen.
Die Befristung der Geltendmachung 
des Ausgleichsanspruchs nach § 6

EGFGB sollte sich daher nicht auf die 
durch Tod beendeten Ehen erstrek- 
ken. Meines Erachtens bestärkt auch 
der Wortlaut des § 6 EGFGB diese 
Ansicht, da er von der „Auseinander­
setzung über die Vermögensansprü­
che der Ehegatten g e g e n e i n a n ­
d e r “  spricht. Der Ausgleichsan­
spruch des überlebenden Ehegatten 
richtet sich jedoch gegen die Erben 
des verstorbenen Gatten.
Auch die in § 40 FGB vorgesehene 
Verjährungsfrist für den Ausgleichs­
anspruch nimmt m. E. den Aus­
gleichsanspruch des überlebenden

Ehegatten aus und bezieht sich vor 
allem auf den Ausgleichsanspruch 
bei geschiedenen Ehen und dann 
noch auf den im Ausnahmefall ver­
erblichen Ausgleichsanspruch der 
Kinder, die nicht zu den gesetzlichen 
Erben des anderen Ehegatten gehören. 
Die Unterscheidung ist sicherlich 
richtig, weil sich sowohl der An­
spruch der geschiedenen Ehefrau als 
auch der dieser Kinder ja gegen den 
überlebenden Ehegatten, nicht aber 
gegen Erben richtet.

HEINRICH GRABOW, Leiter
des Staatlichen Notariats Rochlitz

Strafrecht

§ 139b StGB.
1. Dem Aufsichtspflichtigen kann nicht zugemutet wer­
den, ein 13jähriges Kind ständig unter Aufsicht zu hal­
ten. Ein Kind in diesem Alter besitzt im allgemeinen 
soviel Verständnis und geistige Fähigkeiten, sich in sei­
ner Freizeit auch unbeaufsichtigt so zu verhalten, daß 
es nicht Gefahren für andere herbeiführt.
2. Von den Eltern eines sich bereits im fortgeschrittenen 
Schulalter befindenden Kindes (hier: 13 Jahre) kann 
nicht generell gefordert werden, daß sie die Streichhölzer 
verschließen. Von einem Kind in diesem Alter kann ins­
besondere bei richtiger Erziehung auch insoweit erwar­
tet werden, daß es in der Lage ist, mit Zündmitteln 
sorgfältig umzugehen.
OG, Urt. vom 22. August 1967 - 3 Zst 9/67.

Der Angeklagte W. hat einen geringen Bildungsgrad. 
Er kann nur wenig lesen, schreiben und rechnen. Von 
seinen Kindern lebt nur der 13 Jahre alte Sohn Klaus 
noch im elterlichen Haushalt. Der Angeklagte ist seit 
1955 Invalidenrentner. Seine Ehefrau ist ganztags be­
rufstätig.
Am 11. Januar 1966 spielten der Sohn des Angeklagten 
und zwei andere Kinder im Keller einer Scheune der 
LPG. Die Kinder Wolfgang Sch. und Klaus-Dieter H. 
hatten aus ihren elterlichen Wohnungen Streichhölzer 
und Kohlenanzünder mitgebracht. Alle drei Kinder 
zündeten im Keller Feuer an. Dadurch geriet die 
Scheune in Brand. Der LPG entstand ein Schaden von 
35 000 MDN. Auf Grund dieses Sachverhalts hat das 
Kreisgericht den Angeklagten wegen Verletzung der 
Aufsichtspflicht über Jugendliche (§ 139b StGB) bedingt 
verurteilt.
Mit dem Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten 
Gerichts wird Gesetzesverletzung durch unrichtige An­
wendung des § 139b StGB gerügt.
Der Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Trotz umfangreicher staatlicher und gesellschaftlicher 
Vorbeugungsmaßnahmen entstehen der Volkswirtschaft 
der Deutschen Demokratischen Republik jährlich durch 
Brände erhebliche Schäden. Dies gilt besonders für den 
Bereich der Landwirtschaft. Ein großer Teil hiervon ist 
auf Kinderbrandstiftungen zurückzuführen. Der Beitrag 
der Gerichte zur wirksamen Bekämpfung von Kinder­
brandstiftungen besteht darin, in Strafverfahren gegen 
Eltern oder andere Erziehungsberechtigte wegen Auf­
sichtspflichtverletzungen das schädliche Verhalten von 
Kindern und dessen Ursachen sowie die konkreten 
Aufsichtspflichtverletzungen der Erziehungsberechtigten 
exakt aufzuklären und mit Hilfe der Schule, der Ju­

gendorganisationen und anderer gesellschaftlicher 
Kräfte in den Gemeinden auf deren Beseitigung hinzu­
wirken. Die umfassende Aufklärung und richtige Fest­
stellung des Sachverhalts muß sich daher in derartigen 
Verfahren sowohl auf die von den zu Beaufsichtigen­
den begangenen, mit Strafe bedrohten Handlungen als 
auch auf die von den Erziehungsberechtigten schuld­
haft verletzten konkreten Aufsichtspflichten sowie auf 
den ursächlichen Zusammenhang zwischen beiden Er­
scheinungen erstrecken. Die gründliche Prüfung aller 
die strafrechtliche Verantwortlichkeit begründenden 
Tatumstände hat nicht nur Bedeutung für die Art und 
Höhe der Strafe sowie für die im Ergebnis solcher Ver­
fahren notwendigen Maßnahmen zur Erhöhung der ge­
sellschaftlichen Wirksamkeit der gerichtlichen Entschei­
dungen. Sie hat, soweit von Kindern und Jugendlichen 
begangene, mit Strafe bedrohte Handlungen materielle 
Schäden zur Folge hatten, gleichermaßen Bedeutung für 
die Schadenersatzpflicht der Aufsichtspflichtigen im 
Sinne des § 832 BGB. Eine Schadenersatzpflicht des Auf­
sichtspflichtigen besteht z. B. dann nicht, wenn mehrere 
Kinder gemeinschaftlich nur eine Brandgefahr herbeige­
führt haben, während bei einer tatsächlichen Verursa­
chung eines Brandes eine solche gegeben sein kann, 
wenn die übrigen Voraussetzungen des § 832 BGB vor­
liegen.
Das Kreisgericht ist diesen an die strafrechtliche Ver­
antwortlichkeit nach § 139b StGB zu stellenden Anfor­
derungen nicht gerecht geworden. Es hat die mit Strafe 
bedrohte Handlung aller beteiligten Kinder „zumin­
dest“ als fahrlässige Brandstiftung beurteilt. Dabei ist 
es offensichtlich von der fehlerhaften Rechtsauffassung 
ausgegangen, daß ein gemeinschaftliches Handeln der 
Kinder vonlag, obwohl es bei Fahrlässigkeitsdelikten 
keine Mittäterschaft gibt, da diese ein bewußtes und ge­
wolltes Zusammenwirken auch hinsichtlich des beab­
sichtigten Erfolgs vorausetzt.
Im vorliegenden Falle besteht kein Anhaltspunkt dafür, 
daß die Kinder die Scheune in Brand setzen wollten. 
Aus den übereinstimmenden Angaben der Kinder im 
Ermittlungsverfahren ergibt sich im übrigen, daß die 
Inbrandsetzung der Scheune nur von einem Kind, näm­
lich dem Klaus-Dieter H., erfolgte, während die beiden 
anderen Kinder diese durch ihr Verhalten in Brand­
gefahr brachten.
Aber selbst auf der Grundlage der vom Kreisgericht im 
Hinblick auf die mit Strafe bedrohte Handlung des Kin­
des Klaus W. getroffenen Feststellungen ist die Verur­
teilung des Angeklagten wegen Verletzung der Auf­
sichtspflicht fehlerhaft. Das Urteil läßt nicht erkennen, 
was das Kreisgericht in der gegebenen Situation unter 
„gehöriger Beaufsichtigung“ verstanden hat und welche
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